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Kleine Anfrage 249 

der Abgeordneten Krammig, Dr. Dollinger, Schlidc, 
Sdimücker und Genossen 


betr. Anwendung von § 8 Abs. 3 des Mineralölsteuer- 
gesetzes 


Die Mineralölsteuersätze gemäß § 2 MinöStG (in der Fassung vom 
21. Mai 1953 — BGBL, IS. 234 — ) hat der Gesetzgeber (durch ihre 
Festsetzung) als allgemein zumutbar erachtet. Soweit sie „für be- 
stimmte Verwendungszwecke aus volkswirtschaftlichen Gründen 
nicht zumutbar“ sind, ist der Bundesminister der Finanzen in § 8 
Abs. 3 ermächtigt, Steuerbegünstigungen zu gewähren. 

Das Verkehrsfinanzgesetz (BGBl. 1955 I S. 166) hat diese Steuersätze 

für Benzin um 2,75 DM je 100 kg 

für Gasöl um 11,75 DM je 100 kg 

für leichte Steinkohlenteeröle um 2,25 DM je 100 kg 

für Flüssiggas um 2,75 DM je 100 kg 

erhöht. 

Die Begründung des Regierungsentwurfs eines Verkehrsfinanzgeset- 
zes ist eine rein verkehrsbedingte und stellt ebenso die Ziel- und 
Zwecksetzung auf rein verkehrsmäßige Erwägungen ab — Drudt- 
sache 573 S. 9, 10, 18 — . 

Hieraus hat der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen beim Deut- 
schen Bundestag — Kurzprotokoll der 58. Sitzung vom 8. März 
1955 — klare Konsequenzen gezogen, indem er ausführte: 

„Der Ausschuß vertritt einmütig die Auffassung, daß nur diejeni- 
gen Kraftstoffverbraucher mit der geplanten Steuererhöhung 
belastet werden sollten, die am Straßenverkehr teilnehmen; . . .“ 

Der Schriftliche Bericht — Drucksache 1252 S. 2 — bezeichnet als „Ziel- 
setzung“ des Gesetzes, „nur die am Straßenverkehr teilnehmenden 
Mineralölverbraucher zu treffen“. Dem entspricht auch die vom 
Bundestag beschlossene Bindung des Steuermehraufkommens aus 
dem Verkehrsfinanzgesetz für Verkehrszwecke. 
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Nach dem Willen des Gesetzgebers ist also die Mineralölstcuer- 
erhöhung des Verkehrsfinanzgesetzes volkswirtschaftlich zumutbar 
nur für die am Straßenverkehr Teilnehmenden, nicht aber für die 
übrigen Mineralölverbraucher, da diese von der Steuererhöhung 
nicht betroffen werden sollen. 

Wir fragen den Herrn Bundesminister der Finanzen, 

ob er bereit ist, für diese Mineralölverbraudier die volkswirtschaft- 
liche Unzumutbarkeit der Mineralölbesteuerung des Verkehrsfinanz- 
gesetzes nach dvessen Begründung und Zielsetzung und entsprechend 
dem Willen des Gesetzgebers anzuerkennen und dementsprechend 
von seiner Ermächtigung in § 8 Abs. 3 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 15 Abs. 2 Ziff. 5 MinöStG Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 4. Mai 1956 
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